année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Keine Einschrankung

Akteure Berset, Alain (sp/ps) BR EDI / CF DFI
Prozesstypen Postulat

Datum 01.01.1989 - 01.01.2019

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Bernet, Samuel
Blhimann, Marc
Caroni, Flavia
Guignard, Sophie
Gokce, Melike
Salathe, Laura
Schneuwly, Joélle
Schubiger, Maximilian

Bevorzugte Zitierweise

Bernet, Samuel; Buhimann, Marc; Caroni, Flavia; Guignard, Sophie; Gokce, Melike;
Salathe, Laura; Schneuwly, Joélle; Schubiger, Maximilian 2024. Ausgewdhlte Beitrége
zur Schweizer Politik: Postulat, 2015 - 2018. Bern: Année Politique Suisse, Institut fur
Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am

23.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.89 - 01.01.19


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Grundlagen der Staatsordnung
Politische Grundfragen
Nationale Identitat
Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation
Wirtschaft
Landwirtschaft
Tierische Produktion
Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik
Arzte und Pflegepersonal
Medikamente
Sozialversicherungen
Erwerbsersatzordnung (EO)
Berufliche Vorsorge
Soziale Gruppen
Migrationspolitik
Kinder- und Jugendpolitik
Bildung, Kultur und Medien
Kultur, Sprache, Kirchen
Sprachen

O O O O O U1 O O O B BN EDNDNDNDNDNDN GO Ao aa

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.89 - 01.01.19



Abkiirzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission flir soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

SGK-NR Kommission flir soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

Biiro-SR Blro des Standerates

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

Bureau-CE Bureau du Conseil des Etats

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19



POSTULAT
DATUM: 11.12.2017
SAMUEL BERNET

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Mitte September 2017 schrieb der Bundesrat in einer kurzen Stellungnahme, dass er
den Wert des Gosteli-Archivs anerkenne und dass das Archiv eine solide finanzielle
Basis brauche. Er zeigte sich bereit, zusammen mit méglichen Partnern abzukléren, wie
das Gosteli-Archiv erhalten werden koénnte, stellte aber gleichzeitig klar, dass diese
Abklérung allein kein Prajudiz fur eine finanzielle Beteiligung des Bundes schaffen
wirde.

Am 29. September gelangte das Geschaft in den Nationalrat, wo es zunachst von Yves
Nidegger (svp, GE) bekdmpft und die Diskussion entsprechend verschoben worden war.

In der Wintersession 2017 wurde das Geschaft dann im Nationalrat diskutiert. Alle finf
Frauen, die jeweils einzeln das gleichlautende Postulat (Po. 17.3329, Po. 17.3330, Po.
17.3335, Po. 17.3336, Po. 17.3337) eingereicht hatten, ergriffen das Wort. Was das
Gosteli-Archiv so einzigartig mache, sagte Schmid-Federer (cvp, ZH), sei der Umstand,
dass die Frauenbewegung in 6ffentlichen Archiven kaum bis gar nicht vorkomme, weil
die Schweizer Frauen bis 1971 keine politischen Rechte besassen. Das Archiv enthalte
Zeugnisse, die von den staatlichen Archiven vernachlassigt worden seien: Zum Beispiel
sei Schweizer Burgerinnen bis 1952 bei einer Heirat mit einem Auslander das
Burgerrecht entzogen worden. «Diese historische Sammlung zu verlieren bedeutet
somit zugleich, einen Teil der Identitdt der Schweiz zu verlieren», schlussfolgerte
Schmid-Federer. Der Grosse Rat des Kantons Bern habe im September einstimmig
zugesagt, einen Beitrag zum Erhalt des Gosteli-Archivs zu leisten. Der Kanton kénne die
Finanzierung aber nicht alleine stemmen, weshalb auch der Bund eine subsididre
Finanzierung Ubernehmen solle, so die CVP-Nationalratin weiter. Maya Graf (gp, BL)
strich hervor, dass die Frauenbewegung zu der grossten und friedlichsten sozialen
Bewegungen im letzten Jahrhundert zahle. Weil die Frauen aber bis 1971 in der
offiziellen Politik, den Institutionen und Verwaltungstatigkeiten nicht vorkamen, fehle
die Dokumentation ihres Engagements auch im Bundesarchiv. Marthe Gosteli habe mit
ihrer Stiftung einen wichtigen Teil der Schweizer Geschichte gerettet, so Graf. Kathrin
Bertschy (glp, BE) wies darauf hin, dass das Gosteli-Archiv nicht einfach die Geschichte
der Frauenorganisationen beleuchte, sondern die Geschichte des Bundesstaates. Es
gebe nicht «die offizielle Politikgeschichte der Manner und die inoffizielle Geschichte
der Frauen», vielmehr sei «beides Teil unserer gemeinsamen Geschichte», so Bertschy.

Neben den funf Frauen ergriff einzig Yves Nidegger das Wort. Nidegger lobte die
Geschichte der Frauenbewegung in der Schweiz als «particulierement héroique». Denn
anders als in den meisten Léndern Europas, in welchen mit der Einsicht der
Gleichstellung von Mann und Frau das Stimm- und Wahlrecht der Frauen als
Selbstverstandlichkeit Einzug in die jeweiligen Verfassungen gehalten habe, hatten die
Schweizer Frauen fur ihre politischen Rechte regelrecht kémpfen mussen. Die
Anerkennung flr Gostelis Arbeit bestehe gerade darin, dass sie mit privatem
Engagement und privaten Mitteln - und ohne staatliche Hilfe - gegen die fehlende
offizielle Anerkennung der Rolle der Frau gekdmpft habe. Vor diesem Hintergrund sei
eine staatliche Finanzierung der falsche Weg, um diesem privaten Engagement den
geblhrenden Respekt entgegenzubringen.

Bundesrat Alain Berset nahm den Ball Nideggers auf und préazisierte, dass mit der
Annahme der Postulate noch keine Finanzierung erfolge und somit auch kein Prajudiz
geschaffen werde. Stattdessen werde lediglich gepruft, ob die notwendigen
Bedingungen flr eine staatliche Unterstitzung des Gosteli-Archivs gegeben seien und
ob eine gesetzliche Grundlage bestehe, die eine subsididre Finanzierung des Bundes
erlaube. Berset machte die Nationalratinnen und Nationalrate darauf aufmerksam, dass
es sich beim Gosteli-Archiv um Bestéande von ungefahr einem Kilometer Lange handle
und dass es als Kulturdenkmal von nationaler Bedeutung gelte. Deshalb solle die
Versammlung den Vorstdssen zustimmen.

In der anschliessenden Abstimmung wurden die funf gleichlautenden Postulate mit 134
zu 49 Stimmen (keine Enthaltung) angenommen. 47 Nein-Stimmen stammten von der
SVP-, die restlichen zwei von der FDP-Fraktion. '
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POSTULAT
DATUM: 16.09.2015
MARC BUHLMANN

POSTULAT
DATUM: 17.03.2015
LAURA SALATHE

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Ende August présentierte das Blro des Stdnderates (Blro-SR) seinen Bericht in
Erfallung zu einem 2010 Uberwiesenen Postulat des damaligen Standerates Alain Berset,
der eine Ubersetzung der Stinderatsdebatten im Internet in drei Landessprachen
angeregt hatte. Die Verhandlungen in den Raten werden im Internet Gbertragen und im
Falle der Nationalratsdebatten auf Deutsch, Franzésisch und lItalienisch Ubersetzt. Dies
ist in der grossen Kammer einfacher moglich, da hier seit 1948 eine
Simultantbersetzung angeboten wird, was allerdings in der «chambre de réflexion»
nicht der Fall ist. Hier sprechen die Vertreterinnen und Vertreter nach wie vor in ihrer
Landessprache und bringen zumindest passive Kenntnisse der anderen Amtssprachen
mit - ein Umstand, der auch im Kommissionsbericht als besondere Kultur
hervorgehoben wurde, mit der ein Dialog Uber Sprachgrenzen hinweg gepflegt werde.
Das BuUro kam unter Abwégung verschiedener Alternativen zum Schluss, dass die
Ungleichbehandlung in den Raten zwar stérend sei, die technischen und personellen
Hindernisse und insbesondere die geschatzten Kosten von rund CHF 720'000 jedoch zu
hoch seien fiir eine Ubersetzung in der kleinen Kammer. Mit dem Hinweis, dass man mit
einem Verzicht auch die Kultur des Respekts vor den anderen Sprachgruppen und das
Bemuhen um gegenseitige Verstandigung vorlebe, beantragte das Biro Kenntnisnahme
des Berichts und Abschreibung des Postulats. Diesem Antrag stimmte der Standerat in
der Herbstsession schliesslich ohne Gegenstimme zu. ?

Wirtschaft

Landwirtschaft
Tierische Produktion

Der Sténderat diskutierte ein Postulat Bruderer Wyss (sp, AG), bei dessen Annahme der
Bundesrat in einem Bericht klaren musste, welche Alternativen zur Deklarationspflicht
fir Pelzprodukte bestehen und welche Konsequenzen sich aus einer Anderung
derselben ergeben wirden. Gemass der Postulantin soll es vor allem darum gehen, ein
Verbot des Imports von tierqualerisch erzeugten Pelzprodukten zu priifen. Als Grund
fir den Vorstoss nannte sie, dass das Ziel der Deklarationspflicht flr Pelzwaren, ndmlich
mehr Transparenz in der Produktion zu schaffen und die Sensibilitat der Konsumenten
und Konsumentinnen zu erhéhen, nicht erreicht worden sei. Die aktuelle Gesetzgebung
fuhre teilweise zu weniger verstandlichen Informationen als vor der Anpassung. Als
Beispiel fUhrte sie an, dass es in der Pelzherstellung zwei Deklarationsbegriffe gebe:
«Rudelhaltung» und «Kafighaltung». Wahrend der Begriff der «Rudelhaltung» meist
positivere Assoziationen wecke als der Begriff der «Kafighaltung», sei es in der Realitat
so, dass Tiere, die mindestens zu zweit in einem Kéfig gehalten werden, mit
«Rudelhaltung» deklariert werden dirfen - unabhangig davon, ob sie natlrlicherweise
als Einzelganger oder Herdentiere lebten. Somit kénne nicht zwingend von der
Deklaration auf das Tierwohl geschlossen werden. In der parlamentarischen Debatte
erklarte Bruderer Wyss, dass das Hauptproblem weniger bei kompletten Pelzménteln
liege als bei der Verbramung von Modestlicken wie Jacken, Mutzen oder Stiefeln. Hier
sei das Bewusstsein fur die Rahmenbedingungen der Herstellung der Pelze bei den
Konsumentinnen und Konsumenten am wenigsten stark ausgepragt. Diskutiert wurde
auch, ob es eine Mdglichkeit gebe, eine Importrestriktion durchzusetzen, welche nicht
gegen internationales Recht verstosse. Um die Moglichkeiten zum Umgang mit
tierquélerisch erzeugten Pelzprodukten zu prifen, beantragte Bundesrat Alain Berset
die Annahme des Postulates; ein Antrag, dem der Standerat in der Folge stillschweigend
nachkam. *
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POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

POSTULAT
DATUM: 13.06.2018
JOELLE SCHNEUWLY

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Im Mai 2017 hat der Nationalrat ein Postulat Mazzone (gp, GE) angenommen. Die Griine
warnte mit ihrem Vorstoss vor Aluminiumsalzen, die in Deodorants vorkommen und auf
einige Korperzellen eine toxische Wirkung entfalten kénnen. Sie stitzte sich in ihrer
Argumentation auf eine Studie der Universitat Genf. Zu drei Punkten bat die Postulantin
den Bundesrat, Stellung zu nehmen: Zunéchst sollten die zu diesem Thema
veroffentlichten Studien analysiert werden, um Massnahmen des Bundes prifen zu
kénnen. Dann musse in die Wege geleitet werden, dass eine rechtliche Grundlage
geschaffen werde, um die Hersteller verpflichten zu kénnen, auf ihren Produkten
Warnhinweise zu platzieren. Damit sollten Konsumentinnen und Konsumenten auf die
gesundheitsschadigenden Eigenschaften solcher Produkte aufmerksam gemacht
werden konnen. Als letzte und einschneidendste vorgeschlagene Massnahme sollte
gepruft werden, ob ein schweizweites Verbot fur Aluminiumsalze enthaltende
Deodorants angezeigt sei.

Der Bundesrat zeigte sich offen gegentiber dem Anliegen, denn die Sicherheit der sich
auf dem Markt befindlichen Produkte sei wichtig. Nachdem das Postulat nach der
Einreichung im Vorjahr von Nationalrat Imark (svp, SO) noch bekédmpft worden war,
gelangte es auf die Agenda der Frihjahrssession 2017. Dort kochte die Stimmung hoch -
unerwartet, wie Bundesrat Berset selbst in seiner Ansprache feststellte. Er habe sich
nicht vorstellen kénnen, dass eine derart emotionale Debatte Uber Aluminiumsalze
gefuhrt werden wirde, was ihn sogleich leicht ins Schwitzen gebracht habe. Jedenfalls
sprach er sich fur die Annahme des Postulates aus, weil es wichtig sei, einen
Standpunkt flr die Schweiz zu finden, und es auch im Sinne einer Information der
Offentlichkeit angezeigt sei, diese Thematik vertieft zu betrachten. Ein Bericht diirfe
hier durchaus drin liegen. Damit entgegnete er Imarks vehementes Anrennen gegen die
Annahme des Postulates. Es sei - so der Solothurner - schlicht nicht nétig, dass die
Schweiz hier vorpresche und Verbote erlasse, wahrend zahlreiche Behdrden der EU und
die Kosmetikindustrie keine Hinweise auf medizinische Risiken durch diesen
Inhaltsstoff erkannt hatten. Die Ratslinke warf Imark vor, dass er ausblende, dass es mit
dem Postulat zunachst nur um eine Bestandsaufnahme gehen wirde. Nach einer
hitzigen Debatte setzte sich eine Mehrheit von 126 gegen 58 Stimmen, letztere
stammten bis auf eine alle aus der SVP-Fraktion, fur die Annahme des Postulates
durch. *

Mittels Postulat forderte die SGK-SR den Bundesrat auf, einen Bericht mit
Empfehlungen fur eine bessere Betreuung und Behandlung von Menschen am
Lebensende auszuarbeiten. Dabei soll auf Themen wie Palliativ Care, ihre nachhaltige
Sicherstellung in der ganzen Schweiz, ihre Finanzierung sowie Zugang zu dieser fir alle
Menschen eingegangen werden. Zudem sollen die gesundheitliche Vorausplanung, die
Sensibilisierung der Bevolkerung und der allfallige vom Bundesrat vorgesehene
Regulierungsbedarf in den Bericht einfliessen. Hintergrund des Postulats waren die
Ergebnisse des Nationalen Forschungsprogramms 67 zum Thema «Lebensende».
Bedingt durch die héhere Lebenserwartung nehme der Bedarf nach Angeboten fur eine
wirdige letzte Lebensphase und ein wirdiges Sterben zu, so Paul Rechsteiner (sp, SG)
fir die Kommission wahrend der Stdnderatsdebatte in der Sommersession 2018. Man
musse dabei jedoch nicht am Nullpunkt beginnen, da durch die nationale Strategie
Palliative Care 2010-2015 bereits viel Vorarbeit geleistet worden sei. Wahrend Werner
Hosli (svp, GL) das Postulat in einigen Punkten kritisierte - unter anderem wiirde mit
dem Postulat ein teurer Markt fir das schmerzlose Sterben angepeilt und der Titel des
Vorstosses trage der hervorragenden Arbeit, die in diesem Gebiet getatigt werde, keine
Rechnung -, sprach sich Alain Berset im Namen des Gesamtbundesrates flur das
Geschaft aus. Es sei bereits einiges in diesem Bereich gemacht worden, trotzdem gebe
es noch wichtige medizinische und ethische Herausforderungen, die bewéltigt werden
mussten wie zum Beispiel die Férderung des Zugangs zu Palliativmedizin fur Menschen,
die den Rest ihres Lebens zuhause verbringen wollen. Zudem dlrfe man die
Komplexitdt in diesem Gebiet und die hohen Anforderungen an die beteiligten
Fachleute nicht unterschéatzen. Stillschweigend nahm der Stéanderat das Postulat an. ®
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POSTULAT
DATUM: 13.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

POSTULAT
DATUM: 13.06.2018
JOELLE SCHNEUWLY

Arzte und Pflegepersonal

Eine Ubersicht tiber die rechtliche Gleichstellung der &ffentlichen und privaten Spitex
zu erhalten, war das Bedurfnis der SGK des Nationalrates, die mit ihrem
entsprechenden Postulat eine Bestandsaufnahme vom Bundesrat verlangte. Sie nahm
damit ein élteres Anliegen auf. Dabei sollte besonderes Augenmerk auf allféllige
Ungleichbehandlungen der Kundinnen wund Kunden privater und &ffentlicher
Spitexorganisationen bezlglich deren Rechte wund Pflichten gelegt werden.
Finanzierung, Mehrwertsteuer, die Qualitat der Leistungen, Anstellungsbedingungen
sowie Modalitaten Uber den Ausbildungsstand der Pflegenden sollten im geforderten
Bericht erlautert werden. Ebenso sollte die Versorgungssicherheit thematisiert werden.
Einstimmig hatte sich die Kommission entschlossen, dieses Postulat einzureichen. lhre
Sprecherin Herzog (svp, TG) verdeutlichte die Beweggrinde fir diesen Schritt mit der
demografischen Entwicklung und den daher ruhrenden Herausforderungen fur die
Pflege und die Altershilfe. Grundsatzlich werde davon ausgegangen, dass es sowohl
privater, als auch 6ffentlicher Dienstleister bedlrfe, die Rahmenbedingungen fir deren
Tatigkeiten mussten jedoch abgesteckt werden. Gerade in Entldhnungsfragen und
buchhalterischen Bestimmungen zu Mehrwertsteuerpflicht und Subventionierung
musse Klarheit geschaffen werden. Die Kommission stutzte sich fur ihren Ausblick auch
auf eine Studie der Universitat Basel, geméss welcher die Kosten im Pflegebereich bis
2035 betrachtlich steigen und jahrlich tber CHF 30 Mrd. betragen werden. GegenUlber
dem Jahr 2012 entspreche dies einem Plus von 177 Prozent - eine ,Kostenexplosion”,
vor der Herzog und mit ihr die Kommission warnen wollte. In ihrem Votum wurde auch
die Marktsituation angesprochen, die momentan neuen Modellen hinderlich sei.
Insofern musse man sich vergegenwartigen, wie auch eine Versorgungslicke in der
Pflege verhindert werden kénne.

Der Bundesrat wollte von diesem Auftrag nichts wissen respektive verwies auf laufende
Projekte, wie die Evaluation der Neuordnung der Pflegefinanzierung, zu welcher der
Schlussbericht zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorgelegt worden war. Zudem gab die
Regierung auch zu bedenken, dass die Reglementierung von Spitexorganisationen Sache
der Kantone sei, weswegen die Bundesgesetzgebung ohnehin nur beschréankte Wirkung
entfalten kénne. Einen Bericht zu erstellen sei daher nicht nétig. Gesundheitsminister
Berset erwahnte im Rahmen der Behandlung des Postulats im Nationalrat in puncto
Mehrwertsteuerpflicht auch noch einmal die Ansicht der Regierung, wie sie bereits zu
einem alteren Geschéaft formuliert worden war und offensichtlich immer noch ihre
Gultigkeit hatte: Steuerausnahmen beeintrachtigten die Wettbewerbsneutralitat der
Mehrwertsteuer, was zu Wettbewerbsverzerrungen fihren kénne. Gegen den Willen der
Regierung wurde das Postulat vom Plenum aber mit 114 zu 61 Stimmen und 7
Enthaltungen gutgeheissen. °

Medikamente

Standeratin Liliane Maury Pasquier (sp, GE) wollte den Bundesrat mittels Postulat zur
Ausarbeitung eines Berichtes Uber die reproduktionsschadigende Wirkung des
Antieptileptikums Depakine und dessen Generika bzw. des Wirkstoffes Valproat
beauftragen. Laut der Postulantin wirden 10 Prozent der Kinder von Frauen, welche
wéhrend der Schwangerschaft Valproat einnahmen, mit Missbildungen wie einer Spina
bifida oder einem Herzfehler geboren. 30 bis 40 Prozent wiesen Entwicklungsstorungen
auf. Obwohl die Effekte von Depakine, welches vor flinfzig Jahren auf den Markt kam,
seit langerer Zeit bekannt seien, wirden werdende Eltern nicht genlgend Uber die
bestehenden Risiken informiert. So sei das Medikament alleine in Frankreich zwischen
2007 und 2014 uber 14'000 Schwangeren verschrieben worden - ohne jeglichen
Verweis auf mogliche Nebenwirkungen. In der Folge sei eine strafrechtliche
Untersuchung erdffnet, eine Sammelklage eingereicht und ein Entschadigungsfonds
eingefihrt worden. Auch in der Schweiz hatten im vergangenen Jahr mehrere
betroffene Familien aufgrund fehlender Risikoaufklarung die Gerichte angerufen. Die
Behandlungsrisiken fir Schwangere wuirden erst seit 2015 klar als Nebenwirkung
aufgefuhrt. Da die Schweiz kein Register Uber Verschreibungen kenne und die Meldung
von schwerwiegenden Nebenwirkungen erst seit 2012 obligatorisch sei, sei die Zahl der
schwangeren Frauen, welche das Medikament verabreicht bekamen, unbekannt, so die
Postulantin. Ihr geforderter Bericht soll daher die Zahl der bei Swissmedic gemeldeten
Geburtsschéaden und Entwicklungsstérungen, die im Zusammenhang mit Valproat
stehen, aufzeigen und gleichzeitig abschatzen, wie viele Falle in Zukunft erwartet
werden wirden. Zudem soll die Wirksamkeit der kurzlich eingefuhrten Massnahmen -
unter anderem die Aktualisierungen der Arzneimittelverpackung und der
Fachinformationen - zur Pravention neuer Félle bewertet und eine Erklarung daftr
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POSTULAT
DATUM: 08.09.2015
FLAVIA CARONI

POSTULAT
DATUM: 06.12.2016
FLAVIA CARONI

geliefert werden, weshalb Frauen erst Jahre nach dem Bekanntwerden der
reproduktionsschadigenden Wirkungen systematisch informiert wurden. Auch im
Bericht enthalten sein sollen Vorschlage, welche dazu dienen, éhnliche Vorkommnisse
bei anderen Medikamenten zu verhindern. Um den Leidtragenden den
Entschadigungszugang auch nach mehreren Jahren garantieren zu kénnen, sollen die
bestehenden Instrumente und notwendigen Gesetzesanderungen ebenfalls dargestellt
werden.

Bundesrat Alain Berset erklarte, dass die von der Postulantin aufgeworfenen Fragen
auch den Bundesrat beschaftigten. Er und seine Ratskolleginnen und -kollegen seien
der Meinung, dass vor allem die Schadenspréavention verbessert werden musse, was
unter anderem das Ziel des Bundesratsgeschaftes zur Qualitats- und
Wirtschaftlichkeitssteigerung des Gesundheitssystems sei. Daher beantragte er die
Annahme des Postulates.

Die kleine Kammer folgte diesem Antrag und nahm den Vorstoss stillschweigend an.’

Sozialversicherungen
Erwerbsersatzordnung (EO)

Der Stéanderat Uberwies in der Herbstsession 2015 ohne Debatte ein Postulat Maury
Pasquier (sp, GE) zum Thema Arbeitsunterbriiche vor Geburtstermin im
Zusammenhang mit der Mutterschaftsversicherung. Der Bundesrat wird beauftragt,
einen Bericht zu der Anzahl, der Dauer und den Grinden flr solche Arbeitsunterbriiche
zu verfassen, wobei er auch Statistiken aus dem européischen Ausland heranziehen soll.
Damit soll festgestellt werden, ob in diesem Bereich ein politischer Handlungsbedarf
besteht und insbesondere, ob der Mutterschaftsurlaub in Zukunft bereits einige Zeit
vor dem Geburtstermin beginnen sollte. Sozialminister Berset hatte sich fir die
Annahme des Postulats ausgesprochen. Tatsdchlich bestehe eine Wissensllicke im
Bezug auf pranatale Arbeitsunterbriche, welche es zu schliessen gelte.

Berufliche Vorsorge

Die Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge OAK BV, die seit Anfang 2012 die
Aufsicht Uber die zweite Saule koordiniert, hatte in einem Weisungsentwurf neue
Anforderungen an die Revisionsstellen festgehalten, welche nach Ansicht von
Stéanderat Ettlin (cvp, OW) die ihr Ubertragenen Regulierungskompetenzen
Uberschreiten und massiv in den Markt der Pensionskassenprifung eingreifen. Er
forderte deshalb in einem Postulat den Bundesrat auf, zu Uberprifen, ob die OAK
angewiesen werden soll, keine entsprechende Weisung herauszugeben, und ob ihre
Regulierungskompetenz allenfalls einzuschranken ware. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats. Im Plenum argumentierte der Postulant, es gelte zu verhindern,
dass sogenanntes Soft Law geschaffen werde, also marktbeeinflussende Weisungen,
welche nicht durch den Gesetzgeber erlassen wurden. Bundesrat Berset wies darauf
hin, dass die OAK als unabhéngige Instanz nicht dem Bundesrat unterstellt ist und eine
Veradnderung ihrer Kompetenzen daher eine Gesetzesdnderung bedingen wirde. Er
stimmte jedoch der Ansicht zu, die Situation in der Aufsicht Uber die berufliche
Vorsorge sei komplizierter geworden und nicht mehr zufriedenstellend, weshalb eine
entsprechende Uberpriifung Sinn mache. Der Stinderat folgte diesem Votum und
Uberwies den Vorstoss. ?

Soziale Gruppen
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POSTULAT
DATUM: 19.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

POSTULAT
DATUM: 28.09.2017
MELIKE GOKCE

Migrationspolitik

Selon le député Raymond Clottu (udc, NE) les colts engendrés par les personnes
requérantes d'asile et sans-papiers dans le domaine de la santé seraient supérieurs a
ceux du reste de la population. Il tient cette information de différentes sources,
principalement du personnel de santé et des assureurs maladie. L'agrarien exige donc
du Conseil fédéral un rapport «lisible avec un maximum de 10 pages» sur le colt des
requérants d'asile et des sans-papiers en matiére de santé.

Le ministre de I'Intérieur Alain Berset, représentant le Conseil fédéral, s'oppose a ce
postulat pour diverses raisons. Premierement, un tel rapport existe déja. Il avait été
publié en mars 2011 en réponse au postulat Heim 09.3484. Le socialiste précise en
outre que des statistiques sur les colts engendrés par les personnes sans-papiers sont
extrémement difficiles & établir, notamment en raison du nombre vraisemblablement
important d'entre elles qui ne sont pas assurées et de la situation de clandestinité dans
laquelle elles doivent vivre. Cependant, les chiffres concernant les personnes requérant
I'asile sont connus: si les dépenses moyennes, par personne, de cette catégorie de la
population sont effectivement plus hautes de 8,8%, elles ne représentent au total que
0.67% des colts totaux & la charge de I'assurance obligatoire des soins.

Le postulat a été rejeté par 97 voix contre 87 (provenant de I'UDC, du PLR et du PDC) et
4 abstentions.

Kinder- und Jugendpolitik

C'est a I'aide d'un postulat que la députée Schmid-Federer (pdc, ZH) entend renforcer
I'encouragement précoce. La conseillere nationale part du constat que les enfants de
familles défavorisées ne sont souvent pas assez aidés sur le plan social, ce qui a pour
conséquence pour plus tard de les rendre parfois dépendants des services sociaux de
|'Etat. Mettre en place dés le début de leur existence des mesures permettant aux
parents de concilier vie familiale et professionnelle ou encore des soutiens au niveau
de la scolarité permettraient de pallier & ces lacunes. Les compétences pour
|'encouragement précoce se trouvant entre les mains des communes et des cantons, il
est selon la démocrate-chrétienne zurichoise nécessaire pour le Conseil fédéral
d'élaborer un rapport dressant le bilan de toutes les mesures prises en ce sens. En la
personne du responsable du département de I'Intérieur Alain Berset, le Conseil fédéral
s'est opposé au postulat. En effet, en 2018 sortira le rapport du Programme national de
prévention et de lutte contre la pauvreté. Ce sera, selon le Conseiller fédéral Berset,
|'occasion d'y inclure les interrogations soulevées par le postulat. Le vote s'est révélé
trés serré, puisque le non ne I'a emporté que de 96 voix contre 92, sans abstentions. ™

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Sprachen

Ein Postulat Semadeni (sp, GR), mit dem klangvollen Titel . Allegra, Romanisch und
Italienisch sollen leben!™, erbittet vom Bundesrat einen Bericht, in welchem aufgezeigt
werden soll, wie es rund zwanzig Jahre nach der Verankerung des Sprachenartikels in
der Bundesverfassung um die Forderung der Minderheitensprachen in der Schweiz
steht. Obwohl es ersichtliche Bemuhungen zum Erhalt des Romanischen und
Italienischen in der Schweiz gebe, stinden die Minderheitensprachen noch immer
unter grossem Druck. Die Tatsachen, dass das Italienische auf ein angestammtes
Sprachgebiet marginalisiert wird und das Romanische aufgrund vermehrter
Gemeindefusionen und einer latenten Inakzeptanz des Rumantsch Grischun immer
stérker an Boden verliert, kdnnen nicht ignoriert werden. Der offensichtliche Wandel
hinsichtlich der demografischen Entwicklung in den alpinen Télern sowie
Verstaddterungstendenzen und eine fortschreitende Globalisierung wiirfen nun auch die
Frage auf, ob Bund, Kantone, Gemeinden sowie Sprachorganisationen in puncto
Engagement den heutigen Entwicklungen gentigend Rechnung tragen. Daher solle der
Bericht die aktuelle Situation des Romanischen und lItalienischen sowie adaquate
Verbesserungen der Foérderinstrumente aufzeigen.

Der Bundesrat seinerseits beantragte das Postulat zur Ablehnung. Alain Berset wies die
Postulantin darauf hin, dass Uber die Situation der Minderheitensprachen in der
Schweiz bereits im Rahmen der Europdischen Charta der Regional- oder
Minderheitensprachen Bericht erstattet werde. Die eingeforderten Punkte wurden
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zudem bereits im Rahmen der Botschaft zur Férderung der Kultur 2016-2020 mit einer
Reihe geplanter Erneuerungen aufgegriffen. Der Bundesrat sei sich durchaus Uber die
themenspezifischen Herausforderungen im Klaren, jedoch sei hierbei auch zu
bedenken, dass die Foérderungssteuerung Uber eine Leistungsvereinbarung mit den
Kantonen Graublnden und Tessin erfolge. Fir die Periode 2017-2020 wird im Rahmen
der Vereinbarungsausarbeitung auch eine Analyse der Situation sowie der bestehenden
Massnahmen durchgefiihrt. Daher sei es in den Augen des Bundesrates noch zu frih,
einen zuséatzlichen Bericht Uber die Verbesserungsmaglichkeiten zu erstellen.

Die nationalratliche Abstimmung zum Postulat wahrend der Herbstsession 2017 sollte
dem bundesratlichen Votum aber nicht beipflichten: Die Vertreterinnen und Vertreter
der grossen Kammer schlugen sich mit 126 zu 58 Stimmen bei 4 Enthaltungen auf die
Seite der Postulantin und stimmten dem Vorstoss zu. ™

1) AB NR, 2017, S. 1686; AB NR, 2017, S. 2048ff.; AZ, 6.5.17

2) AB SR, 2015, S. 881; Bericht Biiro-S vom 21.8.15

3) AB SR, 2015, S. 236 f.; BaZ, 5.1.15; SoZ, 1.3.15; TA, 3.3.15; BaZ, 4.3.15; NZZ, 18.3.15
4) AB NR, 2017, S. 605 ff.; Lib, NZZ, 3.5.17

5) AB SR, 2018, S. 532 f. ; Nationales Forschungsprogramm NFP 67 zum Thema «Lebensende» - Synthesebericht
6) AB NR, 2017, S. 373 ff.

7) AB SR, 2018, S. 536 f.

8) AB SR, 2015, S. 739 f.

9) AB SR, 2016, S. 1025 f.

10) BO CN, 2018, p. 1462

11) BO CN, 2017, p. 612 s.

12) AB NR, 2017, S. 1671ff
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